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Thüringer Gesetz zur Änderung der Zuständigkeit für Streitigkeiten in 
Kirchensteuerangelegenheiten und zur Umsetzung weiterer 
kirchensteuerrechtlicher Maßnahmen 

A. Problem und Regelungsbedürfnis 

Aus verschiedenen Gründen bestehen Änderungsbedarfe im Thüringer Kirchensteuergesetz 
(ThürKiStG) und im Thüringer Gesetz zur Ausführung der Finanzgerichtsordnung (ThürAG­
FGO). 

Unter anderem bedarf es einer klarstellenden gesetzlichen Regelung im Thüringer Kirchen­
steuergesetz, unter welchen Voraussetzungen bei konfessionsverschiedenen Ehegatten oder 
Lebenspartnern, bei denen die Voraussetzungen für eine Zusammenveranlagung zur Einkom­
mensteuer vorliegen, eine gesamtschuldnerische Haftung und eine Anwendung des Halbtei­
lungsgrundsatzes in Betracht kommt. Dazu soll in§ 4 Abs. 1 ThürKiStG geregelt werden, dass 
eine gesamtschuldnerische Haftung und eine Anwendung des Halbteilungsgrundsatzes bei 
konfessionsverschiedenen Ehegatten oder Lebenspartnern nur in Betracht kommt, wenn die 
Kirchensteuer vom Einkommen für beide Ehegatten oder Lebenspartner durch die Finanzäm­
ter verwaltet wird. 
Weitere Änderungen sind bei den Regelungen zum Rechtsweg bei Streitigkeiten in Kirchen­
steuerangelegenheiten notwendig. Auf Wunsch der Vertreter der Kirchen soll ein Wechsel des 
Rechtsweges von der Finanzgerichtsbarkeit zur Verwaltungsgerichtsbarkeit vollzogen werden. 
Nach den Erfahrungen der Kirchen handelt es sich um den sachgerechteren sowie effiziente­
ren Rechtsweg für staatskirchenrechtliche Fragestellungen, wie zum Beispiel bezüglich eines 
Kirchenaustritts. Hierdurch wird zudem eine Revisibilität des thüringischen Kirchensteuer­
rechts ermöglicht. Beim Wechsel des Rechtsweges ist von Entlastungen für die Finanzämter 
auszugehen, die regelmäßig nicht mehr Widerspruchsbehörde sind und auch nicht mehr als 
Partei im Klageverfahren beteiligt sein sollen. Für die beabsichtigte Änderung des Rechtswe­
ges ist in § 11 Abs. 1 ThürKiStG zu regeln, dass kOnftig für Streitigkeiten in Kirchensteueran­
gelegenheiten der Rechtsweg nach der Verwaltungsgerichtsordnung gilt. Mit der Änderung 
des zulässigen Rechtsweges ist in § 9 Abs. 1 Satz 2 ThürKiStG zu ergänzen, dass die Best­
immungen der Abgabenordnung über das außergerichtliche Rechtsbehelfsverfahren nicht an­
zuwenden sind. Als weitere Folgeänderung ist § 4 Nr. 3 ThürAGFGO aufzuheben, der den 
Finanzrechtsweg für öffentlich-rechtliche Streitigkeiten über Kirchensteuern und Kirchgeld vor­
sieht. Der Rechtsweg nach der Verwaltungsgerichtsordnung soll erstmals für Verfahren über 
Streitigkeiten in Kirchensteuerangelegenheiten gelten, in denen außergerichtliche Rechtsbe­
helfe am Tag des lnkrafttretens der durch dieses Mantelgesetz geregelten Änderungen noch 
nicht abgeschlossen sind. Die Entlastung der Finanzämter sowie die Auswirkungen auf die 
Dauer von Rechtsbehelfs- und Klageverfahren sind auf Anraten des Nonnenkontrollrats zu 
evaluieren. Daher soll mit der Einfügung eines§ 16a ThürKiStG die Änderung des zulässigen 
Rechtsweges spätestens drei Jahre nach dem Inkrafttreten der Änderung einer Evaluation 
unterzogen werden. 


















































































